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Sachverhalt
Die Gemeinde Sagard war mit Beschluss-Nr. 078.6.14-172/16 vom 13. April 2016 
der Sparte Breitband beim Zweckverband Wasserversorgung und 
Abwasserbehandlung Rügen beigetreten. Dies geschah unter der Maßgabe, dass 
für die Gemeinden der Insel durch den ZWAR ein inselweites Breitbandnetz 
errichtet wird. Die Finanzierung sollte über die Förderprogramme des Bundes und 
des Landes erfolgen, so dass der Gemeinde keine Kosten entstehen. 

Seit 2015 entwickelte die Sparte ein immer größer werdendes Defizit. Dies lag in 
der Sparte am 31.12.2018 bei 829 T€. Die Untere Rechtsaufsichtsbehörde hatte 
immer wieder auf die Pflicht zum Ausgleich des Defizites durch Umlagen der 
Gemeinden hingewiesen. Zur Beratung über den Wirtschaftsplan 2019 wurden 
die Gemeinden in der Form darüber informiert, dass die Untere 
Rechtsaufsichtsbehörde an der Verbandsversammlung teilnahm und eine 
Versagung der Kredite ankündigte, für den Fall, dass das Defizit nicht über 
Umlagen ausgeglichen werde. Weiterhin machte die Rechtsaufsichtsbehörde 
darauf aufmerksam, dass der Beitritt der Gemeinden zu dieser Sparte nicht 
wirksam sei, da bislang keine öffentlich-rechtlichen Verträge unterzeichnet 
wurden. 

Zur Verbandsversammlung am 22. Mai 2019 wurde dann eine 
Umlageberechnung zur Minderung des Defizites der Sparte durch den ZWAR 
vorgelegt. Danach hätte die Gemeinde Sagard Kosten in Höhe von ca. 85,17 T€. 

Die Gemeinden hinterfragten das Defizit. Aus den Antworten des ZWAR ergab 
sich, dass nicht alle Kosten über die Förderprogramme finanziert werden konnten 
(insbesondere Personalkosten für die Ingenieure) und das durch den ZWAR ein 
Eigenausbau für Gebiete stattgefunden hat, die nicht unter die Förderprogramme 



fallen und für die es demzufolge auch keine Refinanzierung gibt. Allein im 
Stadtgebiet Bergen sind 1,6 Mio € verbaut worden. 

Es wurde ein Vertragsentwurf für den öffentlich-rechtlichen Vertrag vorgelegt, 
den die Gemeinden ablehnten. 

Da der ZWAR nur sehr schwerfällig an der Bereinigung der Problemfelder in 
dieser Sparte arbeitete und auch die Fragen der Gemeinden nur zögerlich 
beantwortet wurden, beschloss die Gemeinde in ihrer Sitzung vom 4. März 2020 
den Beitrittsbeschluss aufzuheben. 

Die Gemeinden des Amtes Nord-Rügen erarbeiteten einen Fragenkatalog und 
übersandten diesen an den ZWAR zwecks Beantwortung. Die Beantwortung ist 
erfolgt. Zwischenzeitlich wurde auch ein neuer überarbeiteter Entwurf für den 
öffentlich-rechtlichen Vertrag vorgelegt. Mit diesem Vertrag überträgt die 
Gemeinde den Bereich des Breitbandausbaus, der über Förderprogramme 
finanziert wird und schließt somit den teuren Eigenausbau aus. Dies entspricht 
auch der Genehmigung zum Wirtschaftsplan. 

Die in der Vergangenheit entstandenen Defizite sind entsprechend Solidarprinzip 
und auf der Grundlage der Regelungen des KAG M-V zu den Umlagen durch die 
Mitglieder auszugleichen. Dies wären für die Gemeinde Sagard auf der Grundlage 
der Zahlen aus dem Jahresabschluss zum 31.12.2018 mindestens 31.908,53 €.

Beschlussvorschlag
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Sagard billigt die Eilentscheidung der 
Bürgermeisterin zum Beitritt der Gemeinde Sagard zur Sparte Breitband des 
Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserbehandlung Rügen in Form der 
Unterzeichnung des öffentlich-rechtlichen Vertrages. Damit die Zahlung 
abgesichert werden kann, muss ein Nachtragshaushalt für das Haushaltsjahr 
2021 erstellt werden.  

Finanzielle Auswirkungen
Haushaltsmäßige 
Belastung:

Ja: Nein:

Kosten:                                                                                                 85.200 € bis 
32.000 € € Folgekosten: €

Sachkonto: 536010.52544100
Stehen die Mittel zur Verfügung:                                                        Ja:  x Nein:

Anlage/n
1 öffentlich-rechtlicher Vertrag
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